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Vorbemerkung 

Ein wesentliches Ziel der Auftaktveranstaltung war es, die Themen und Positionen aufzunehmen, 

die für die Akteure auf dem Wohnungsmarkt in Hamburg-Nord von besonderer Relevanz sind. Es 

ging um die Benennung und erste Diskussion der aktuellen Probleme, v.a. im Hinblick auf Errei-

chung von Zielzahlen im Wohnungsneubau, Ziele der Wohnungsbauakteure, Koordinations- und 

Kooperationsprobleme, administrative Hemmnisse und Verfahrenshindernisse, Zusammenspiel von 

Stadt- und Bezirksverwaltung und die Lösung von Interessenkonflikten. Im Vorfeld der Veranstal-

tung wurde eine entsprechende Abfrage vorgenommen und die Ergebnisse in der Sitzung präsen-

tiert (s. Anlage).  

 

Zentrale Themen und Positionen der Diskussion  

Die im Folgenden dokumentierten Themenfelder, Meinungen und Gewichtungen haben daher zu-

nächst den eher explorativen Charakter einer Sammlung und sind noch nicht im Hinblick auf kon-

krete Lösungen oder weitere Maßnahmen und Arbeitsschritte behandelt worden. Dieses wird dann 

in den weiteren Runden der Fachgespräche der Fall sein.  

 

Ist preisgünstigerer Wohnungsneubau überhaupt noch realisierbar? 

 Eine zentrale Frage der Diskussion wurde bereits zu Beginn aufgeworfen: Inwieweit ist Woh-

nungsneubau zu günstigen Preisen gegenwärtig überhaupt noch realisierbar? Angesichts der 

zahlreichen gesetzlichen und politischen Anforderungen, unter denen inzwischen der Woh-

nungsneubau steht, sei dies nach Ansicht verschiedener Teilnehmer kaum mehr möglich. Hier-

bei wurde insbesondere auch Bezug auf das Referat von Herrn Boltres genommen, in dem das 

Abhängigkeitsgeflecht zwischen den zahlreichen Anforderungen an den Neubau dargestellt 

wurde.   

 Vielfach wurde auf die (zu) hohen Anforderungen hingewiesen, die sich z. B. aus den EU-

weiten und nationalen Regelungen zum Klima- und Naturschutz, zum Lärmschutz oder Denk-

malschutz ergeben. Denn es werden zu viele – – teilweise sich widersprechende – – Anforde-

rungen an den Wohnungsbau gestellt. Durch zahlreiche Gesetze und Verordnungen käme es 

zwangsläufig zu hohen Planungs- und Baukosten.  

 Nach Berechnung eines Teilnehmers sei das Bauen in den letzten 10 Jahren inflationsbereinigt 

um etwa 45 % teurer geworden. Hierbei schlagen neben den energetischen Anforderungen an 

das Bauen insbesondere die stark gestiegenen Grundstückspreise zu Buche. Diese Kostenstei-

gerungen könnten auch durch eine Förderung kaum noch ausgeglichen werden. 

 In diesem Zusammenhang wurde die Frage aufgeworfen, welche Möglichkeiten es gibt, die 

Wohnungsgrößen sowie Bau- und Ausstattungsstandard  herunterzuschrauben oder zumindest 

so auszulegen bzw. flexibel zu handhaben, dass preiswertere Lösungen möglich sind.  
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 Hinsichtlich dieses Themas wurde auch die Frage gestellt, welche Standards überhaupt erfor-

derlich sind oder ob nicht für unterschiedliche Zielgruppen beim Neubau, aber auch bei der Be-

standsanpassung unterschiedliche Standards realisiert werden könnten.  

So wurde etwa die Frage aufgeworfen, ob nicht Wohnungen für Studenten oder Starterhaus-

halte ganz bewusst eine vergleichsweise einfachen Standard aufweisen könnten, dafür aber 

preisgünstig angeboten werden können. Der Vorteil geringerer Regelungsdichten ließe sich an-

hand von Beispielen aus dem Ausland ablesen, wo deutlich günstiger gebaut werden kann. 

Als Beispiel für die Bestandsanpassung wurde eine Großwohnsiedlung wie Steilshoop genannt, 

die schon aufgrund ihrer hohen Verdichtung gewissen Anforderungen an den Klimaschutz ge-

nüge. Zugunsten günstiger Mieten müssten hier nicht unbedingt die höchsten Standards im 

Hinblick auf die energetische Anpassung der Bestände angelegt werden.  

 Neben der hohen Regelungsdichte führten aber auch zahlreiche Zielkonflikte in der Verwaltung 

und der (Bezirks)Politik und die damit verbundenen Abstimmungen zu langwierigen Planungs-

prozessen. So gäbe es etwa hinsichtlich der Aspekte Klima- und Naturschutz, Qualitätsni-

veau/baulich-architektonische Qualitäten und Preissegment oftmals unterschiedliche, teilweise 

sich stark widersprechende Auffassungen in der lokalen Politik und Verwaltung. Hier wäre es 

sehr wichtig, a priori zu transparenten Anforderungen, Maßstäben und Bewertungsstrategien 

zu kommen, um den Realisierungsprozess des Wohnungsneubaus schlanker und kostengünsti-

ger gestalten zu können. 

Ein wesentlicher Aspekt sei in diesem Zusammenhang auch, dass die Politik von der Verwal-

tung über mögliche Konsequenzen ihrer Entscheidungen informiert werde und frühzeitig auf 

Zielkonflikte und Widersprüchlichkeiten hingewiesen werde und diese Informationen und Hin-

weise der "Experten" aus der Verwaltung öfters annimmt. Das gewandelte Selbstverständnis 

der Lokalpolitiker führe oftmals dazu, dass keine sachgerechten und auf den Einzelfall bezoge-

nen Entscheidungen gefällt werden. 

 Es wurde von mehreren Teilnehmern darauf hingewiesen, dass als Beitrag zur Reduzierung der 

Kosten im Wohnungsbau die Nachverdichtung einen höheren Stellenwert erhalten solle. Zum 

einen handele es sich hierbei in der Regel um Grundstücke, die bereits über Planrecht verfü-

gen. Zum anderen seien auf diesen Grundstücken grundsätzlich günstigere Mieten möglich, da 

keine Grundstückskosten mehr anfielen (die seitens der Eigentümer in der Mietkostenberech-

nung auch nicht mehr berücksichtigt werden dürften). Als Anregung wurde hier außerdem ein-

gebracht, dass Projektentwickler für das neu geschaffene Planrecht eine materielle Gegenleis-

tung erbringen könnten. 

 Erschwert würden die Planungen weiterhin, insbesondere wenn es um Nachverdichtungen 

geht, durch immer vehementere Widerstände der Bürger. Dabei seien es oftmals gar keine 

grundsätzlichen Bedenken gegen Wohnungsneubau, sondern vielmehr die Haltung "Aber nicht 

vor meiner Haustür", auf denen die Proteste beruhen würden. Auch in diesem Zusammenhang 

sei es wichtig, dass die Politik der Verwaltung den Rücken stärke und nicht, wenn es darum 
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geht, "unbequeme" Bauanträge und Planungen durchzuhalten, aus Sorge um die Wiederwahl 

Einzelinteressen der "Aber nicht vor meiner Haustür"-Vertreter Folge leiste. 

 Es wurde aber auch darauf hingewiesen, dass aus einer etwas optimistischeren Attitude heraus 

durchaus gute Potenziale auch für einen preiswerteren Wohnungsneubau vorhanden seien. 

Diesbezüglich wurden z.B. die guten Fördermöglichkeiten in Hamburg bei inzwischen nur noch 

15 Jahren Bindungsfrist angeführt.  

 

 

 

 Im Zusammenhang mit der Veräußerung bzw. Entwicklung von städtischen Grundstücken wur-

de das Höchstgebotsverfahren diskutiert; hier bestehen unterschiedliche Informationsstände 

darüber, ob bzw. in welcher Form das bisherige Höchstgebotsverfahren noch bestehe. Es wur-

de deutlich gemacht, dass dieses Verfahren bereits seit einiger Zeit durch ein Verfahren abge-

löst wurde, in dem neben dem Preisangebot das Konzept für das Bauvorhaben (Zielgruppe, 

Gestaltung etc.) einen hohen Stellenwert habe - die in der Fortschreibung des Wohnungsbau-

entwicklungsplans enthaltene Forderung nach sogenannten Konzeptausschreibungen. Die an-

gestrebte Gewichtung - 70 % Konzept, 30 % Preis - sei aber in der Entscheidungsfindung noch 

nicht hinreichend realisiert, soll jetzt aber stärker umgesetzt werden. Bisher muss mindestens 

der Verkehrswert - berechnet aus den umliegenden Grundstückspreisen - erreicht werden. 

Wenn alle Bieter bei der Konzeptausschreibung alle Kriterien erfüllen würden (ökologische, so-

zial gute Architektur etc.), so würde im Ergebnis von den guten Konzepten doch wieder das 

mit dem besten Preisangebot genommen werden, was systemisch gegen bezahlbaren Wohn-

raum sprechen würde. Hier müssten zunächst jedoch weitere Erfahrungen aus der Praxis ab-

gewartet werden, um zu beurteilen, inwieweit die insgesamt auf breite Zustimmung treffende 

Konzeptausschreibung tatsächlich dazu führt, dass qualitative Aspekte der städtebaulichen Pla-

nungen stärker in den Vordergrund rücken als der Höchstpreis. 

 Eine weitere Möglichkeit sei auch die Wiedereinführung des Grundstückskostenrichtsatzes für 

den öffentlich geförderten Wohnungsbau.  
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Preisgünstigerer Wohnungsneubau insbesondere für kleine Haushalte und Familien 

notwendig  

 Aus der Präsentation zum Wohnungsmarkt wurde als Zwischenergebnis aufgegriffen, dass im 

Bezirk Hamburg-Nord aktuell und zukünftig viele kleine Haushalte leben. Hierzu zählen sowohl 

ältere Menschen als auch Starterhaushalte, die kleinere 1,5 bis 2-Zimmer-Wohnungen nachfra-

gen. Auf diese Nachfrage solle mit neuen Wohnungsangeboten verstärkt reagiert werden.  

 Wohnungsneubau sollte sich angesichts der aktuellen und zu erwartenden Marktentwicklungen 

v.a. an Starterhaushalte, Senioren und Familien richten. Derzeit werde allerdings neuer Wohn-

raum vor allem für die Ausweitung der Wohnflächenbedürfnisse der Besserverdienenden ge-

schaffen, da überwiegend im teuren Marktsegment und hier vornehmlich Eigentumswohnun-

gen gebaut würden. In diesem Zusammenhang wurde auch die Frage gestellt, ob die Mietzah-

lungsfähigkeit vieler Nachfrager noch ausreichend sei, um überhaupt in einem innenstadtnahen 

Bereich wohnen zu können oder ob es nicht zu einer immer stärker werdenden Verdrängung 

einkommensschwächerer Haushalte in die peripheren Stadtteile oder das Umland käme. 

 Nicht zuletzt die Reduzierung der Wohnflächen könnte ein versprechender Ansatz für Kosten-

reduzierungen im Wohnungsneubau sein. Auf diese Weise könnten mit innovativen baulichen 

Lösungen in diesem Segment neue bezahlbare Angebote geschaffen werden, die ganz bewusst 

darauf abzielen, dass "klein" begonnen wird und sich die Haushalte im Verlaufe ihrer Wohnkar-

riere verbessern.  

 

Beschleunigung der Planungs- und Realisierungsprozesse durch mehr Kommunikation 

ist wichtig 

 Ein häufig genannter Aspekt waren die zunehmenden Einwände und Proteste von Bürgern bei 

Neubauvorhaben, insbesondere bei Maßnahmen zur Nachverdichtung. Diese trügen ebenfalls 

zu deutlich längeren Planungsphasen und somit höheren Kosten bei, teilweise könnten Vorha-

ben dadurch sogar gar nicht realisiert werden.  

 In diesem Zusammenhang wurde vorgeschlagen, eine sehr frühzeitige und weit reichende Be-

teiligung der Betroffenen, am besten bereits vor der Planungsphase, zu initiieren. Diese sei hilf-

reich, um eine Frontenbildung zu verhindern. Problem dabei sei jedoch, dass es sich meistens 

um private Vorhaben handele und die umfangreiche Beteiligung der Öffentlichkeit hier (noch) 

nicht mitgedacht wird. Die Frage nach neuen und zielführenden Formen der Beteiligung städti-

scher Vorhaben müsse gleichzeitig auch mit der Frage zu den dafür erforderlichen Ressourcen 

verknüpft werden. 

Ob eine frühzeitige Bürgerbeteiligung aber tatsächlich zu besseren Ergebnissen führen könne, 

wurde in der Diskussion auch infrage gestellt. Als Beispiel wurde die Bürgerbeteiligung zum 

Verbleib der Universität Hamburg im Stadtteil Rotherbaum genannt; dort käme es, obwohl es 

im Rahmen einer umfangreichen Einbindung der Bürger und Beteiligten gekommen sei und das 
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Projekt auf breiter Basis befürwortet worden sei, nun zu Protesten, wenn es um die Realisie-

rung konkreter Baumaßnahmen ginge.   

 Auch im Hinblick auf die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Politik, Verwaltung und 

Projektentwicklern spiele die (zu geringe) Kommunikation eine wichtige Rolle. Es sei eine früh-

zeitige, intensive Kommunikation notwendig, um Zielkonflikte bereits im Vorfeld vermeiden zu 

können. Hierfür fehle es vielfach neben den nötigen ressortübergreifenden Gremien oder In-

stanzen an der Langfristorientierung und sinngemäßer Abwägung aller Belange sowie der Be-

rücksichtigung und gesamthamburgischer bzw. gesamtbezirklicher Interessen durch die Politik. 

 Ein wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit Bürgerprotesten gegen Planungen oder konkrete 

Neubauvorhaben sei es auch, dass insbesondere (Bezirks)Politik und Verwaltung mehr als bis-

her bereit seien müssten, entsprechende Vorhaben auch gegen Widerstand aus der Bevölke-

rung bzw. Nachbarschaft durchzusetzen. Hier müsse stärker das Gemeinwohl gegenüber parti-

kulären Interessen in den Vordergrund treten. Dazu gehöre aber auch, wie oben bereits er-

wähnt, dass die Politik der Verwaltung diesbezüglich den Rücken stärke.  

 Um die Planungsverfahren zu beschleunigen, bietet sich auch die Vorhabenbezogene-

Bauleitplanung an. Eine derartige Zusammenarbeit zwischen Stadt und privaten Investoren 

kann zur Baulandmobilisierung beitragen.  

 

Preiswerten Wohnraum im Bestand fördern 

 Angesichts der Marktsituation im Neubausegment und der Schwierigkeiten, preiswerten Wohn-

raum neu zu schaffen, wurde nachdrücklich auf die große Bedeutung des Wohnungsbestandes 

für die Wohnraumversorgung von Haushalten mit geringen und mittleren Einkommen hinge-

wiesen. Ein wichtiges Ziel sei es daher, preiswerten Wohnraum im Bestand zu erhalten, sodass 

auch langfristig Wohnraum für um die 6-8 €/m² Nettokaltmiete zur Verfügung steht.   

 In der Bestandsentwicklung stellen wiederum Anforderungen an die Modernisierung des Woh-

nungsbestandes, insbesondere im Hinblick auf die Energieeinsparverordnung (EnEV), eine Her-

ausforderungen für den Erhalt preisgünstigen Wohnraums dar. Hier wurde noch einmal darauf 

verwiesen, dass die energetische Sanierung mit ihren nicht unerheblichen Kosten und der Er-

halt preiswerten Wohnraum einen Zielkonflikt in sich bergen, der noch nicht hinreichend ange-

gangen worden sei. So müsse durchaus die Frage gestellt werden, ob nicht in bestimmten Be-

ständen oder Quartieren, sofern notwendige Instandhaltungen und Anpassungen durchgeführt 

würden, die oftmals sehr weitreichende energetische Sanierung, die als Modernisierung gilt, 

zugunsten des Erhalts günstiger Mieten zurückgestellt werden sollte.  

 Vonseiten der Stadt Hamburg wurde in letzter Zeit verstärktes Gewicht auf den Erhalt preis-

werterer Wohnungen im Bestand gelegt und entsprechende Instrumente eingesetzt. In diesem 

Zusammenhang wurde u.a. auf die Möglichkeit der Kooperationsverträge hingewiesen, die es 

nicht nur wie derzeit mit SAGA/GWG, sondern zukünftig auch mit anderen Unternehmen geben 

soll. Des Weiteren spielen Umschuldungsprogramme der Wohnungsbaukreditanstalt in Verbin-
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dung mit Belegungsvereinbarungen eine Rolle für den Erhalt eines preiswerten Wohnungsan-

gebots. Die Bestandsförderung der WK sei zwar - vermutlich aufgrund von Vorzieheffekten 

wegen der EnEV 2009 - im letzten Jahr etwas rückläufig gewesen, jedoch werden die beste-

henden Förderprogramme nun insgesamt sehr gut angenommen.  

 In diesem Zusammenhang wurde der Vorschlag gemacht, für den Einsatz von Fördermitteln 

unterschiedliche Gebietskulissen als Grundlage zu entwickeln, um den Gegebenheiten vor Ort 

besser gerecht werden zu können. Auf diese Weise könnten z.B. preisgünstigere Stadtteile 

zielgenauer gefördert und weiterentwickelt werden.  

 Letztlich gehe es um eine quartiers- und mietzahlungsbezogene Stadtentwicklungspolitik, die 

als Grundlage für die Wohnungsbestandsentwicklung dienen solle. Hierfür wäre - über den be-

stehenden Wohnungsbauentwicklungsplan (WEP) hinaus - ein kommunales Wohnraumversor-

gungskonzept für die Gesamtstadt auf Stadtteilebene hilfreich, welches dann auch auf die 

kleinräumige Besonderheiten eingehen sollte. Es gehe in diesem Rahmen auch darum, Woh-

nungsbauprojekte stärker stadtentwicklungspolitisch zu bewerten.  

 

Anlagen: 

 

 Programm 

 Teilnehmerliste 

 Präsentation Analyse & Konzepte: "Der Wohnungsmarkt im Bezirk Hamburg-Nord - Eckpunkte 
und Entwicklungstendenzen" 

 Präsentation Fachamt für Stadt- und Landschaftsplanung: "Wohnungsbau im Bezirk Hamburg-
Nord"  

 Präsentation Analyse & Konzepte: "Wo drückt der Schuh?" 

 

 



   
 
 
 
 

Bezirk Hamburg-Nord: Fachgespräche Wohnungsbau  

 
 
Auftaktveranstaltung am 16.11.2010 
 

 

Programm 
 

16.30 h Begrüßung  Wolfgang Kopitzsch 
Bezirksamtsleiter 

 

16.40 h Ziele und Charakter der Fachgespräche Hans-Peter Boltres  
Fachamtsleiter 

 

16.50 h Wohnungsmarkt und Wohnungsbau  
im Bezirk Hamburg-Nord 

Matthias Klupp 
Analyse & Konzepte 

 

17.10 h Was wird im Bezirk gebaut und geplant? Hans-Peter Boltres  
Fachamtsleiter 

 

17.30 h Wo drückt der Schuh? 
Ergebnisse der Vorab-Recherchen 

Jens Töpper 
Analyse & Konzepte 

 

17.45 h Pause 

 

 

18.00 h Wo drückt der Schuh beim Wohnungsbau?  
Wie sehen die Ziele aus?  
Wo liegen die Potenziale? 
Welche Verbesserungen sind am wichtigsten? 

 

Diskussion im Plenum 

 

19.15 h Fazit und Ausblick Matthias Klupp 
Analyse & Konzepte 

 

19.30 h Veranstaltungsende 
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Vorname Name Institution
Matthias Baum ARCHITEKTUR + STADTPLANUNG
Dr. Tobias Behrens Stattbau Hamburg
Gerd Bielenberg Finanzbehörde Hamburg Immobilienmanagement
Dr. Michael Bigdon Bezirksamt Hamburg-Nord
Frank Birwe KBNK ARCHITEKTEN GMBH
Frank Bohlander * Quantum Projektentwicklung GmbH
Hans-Peter Boltres Bezirksamt Hamburg-Nord
Christian  Brenger* Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Reinhard Buff Ehem. Bezirksamt Eimsbüttel
Sven Clausen Bezirksamt Hamburg-Nord
Frank Conrad Bezirksamt Hamburg-Altona
Siegmund Chychla Mieterverein zu Hamburg
Siegfried Diebolder Gruppe Nordabgeordnete(GNA) 
Thomas Domres SPD-Fraktion Hamburg-Nord
Kai-Michael Dudda GESA-Bau GmbH
Gunther Elstermann Bezirksamt Hamburg-Nord
Jürgen Fiedler Stadtteilbüro Dulsberg
Peter-M. Friemert ZEBAU GmbH
Gabriele Göller-Meier Bezirksamt Hamburg-Eimsbüttel
Peter Heim Die Linke Hamburg-Nord
Natascha Hoffmann FRANK Heimbau Nord GmbH
Andreas Ibel BFW-Landesverband Nord e. V.
Christina Irmer* MARTINIerleben
Klaus Jennrich PPL Architektur und Stadtplanung GmbH
Sun Jensch* BFW-Landesverband Nord e. V.
Ole Jochumsen Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Claus Jorga Bezirksamt Hamburg-Nord
Peter Jorzick HAMBURG TEAM Gesellschaft für Projektentwicklung mbH
Michael Kasch NABU Hamburg
Matthias Klupp Analyse & Konzepte GmbH
Matthias Kock Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Klaus Kolb MARTINIerleben
Wolfgang Kopitzsch Bezirksamt Hamburg-Nord
Dr. Thomas Krebs SAGA GWG
Frank Krogel Norddeutsche Grundvermögen GmbH & Co. KG
Jonny Laudan Bezirksamt Hamburg-Nord
Karin Loosen LRW Architekten und Stadtplaner Loosen, Rüschoff + Winkler GbR
Holger Müller Allgemeine Deutsche Schiffszimmerer-Genossenschaft eG
Ute Müller Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt



Vorname Name Institution
Maike Müller Bezirksamt Hamburg-Nord
Dr. Eckard Pahlke* Mieterverein zu Hamburg
Oliver Panz Bezirksamt Hamburg Nord
Burkhard Pawlis Baugenossenschaft FLUWOG-NORDMARK eG
Anette Quast polis aktiv
Volker Rathje ELBBERG Stadt-Planung-Gestaltung 
Frank Razum Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt
Carsten Rehling Baugenossenschaft Dennerstraße Selbsthilfe eG
Stefan Röhr-Kramer* WRS Architekten + Stadtplaner GmbH
Hans Rösner* STEG Stadterneuerungs- und Stadtentwicklungsgesellschaft mbH
Rudolf Rüschoff* LRW Architekten und Stadtplaner Loosen, Rüschoff + Winkler GbR
Michael Sachs Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Marc Schauenburg FRANK Gruppe
Martin Schenk Schenk + Waiblinger Architekten
Moritz Schneider APB Architekten
Tony Schröter Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Wilhelm Schulte Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Norbert Schumacher NCC Deutschland GmbH
Dr. Christian-Georg Schuppe Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Karsten Schwormstede ARCHITEKTUR + STADTPLANUNG
Eckhard Seidel Bezirksamt Hamburg-Nord
Andreas Seithe Otto Wulff Bauunternehmung GmbH & Co. KG
Albrecht Sonnenschein* Finanzbehörde Hamburg Immobilienmanagement
Ulrike Sparr BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN GAL Nord
Thomas Speeth Allgemeine Deutsche Schiffszimmerer-Genossenschaft eG
Michaela Stamm Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Heinrich Stüven Grundeigentümer-Verband Hamburg
Jens Töpper Analyse & Konzepte GmbH
Elisabeth Voet van Vormizeele CDU-Fraktion Hamburg-Nord
Ilse Vonhoff
Ekkehard Voss nps tchoban voss Gmbh & Co. KG
Karsten Wagner Lawaetz-Stiftung
Michael Waldhelm* Norddeutsche Grundvermögen GmbH & Co. KG
Karin Weber PPL Architektur und Stadtplanung GmbH
Carola Wellmann Bezirksamt Hamburg-Nord
Klaus Wicher* Sozialverband Deutschland
Dagmar Wiedemann SPD-Fraktion Hamburg-Nord
Jana Wroszkowiak Bezirksamt Hamburg-Eimsbüttel

* entschuldigt
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Der Wohnungsmarkt im Bezirk Hamburg-Nord

Eckpunkte und Entwicklungstendenzen

- Fachgespräche Wohnungsbau -

Auftaktveranstaltung 16.11.2010
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Hamburg seit 1998 um gut 70.000 Einwohner gewachsen

Zu- und Abwanderungen sind sehr selektiv

Stadtteile vom Zuwachs sehr unterschiedlich betroffen

Bevölkerungszuwachs wirkt immer stärker auf Wohnungsmarkt

Nachfrage konzentriert sich auf bestimmte Lagen und Segmente

Wohnungsmarkt beeinflusst zunehmend Stadtteilentwicklung

Die Stadt differenziert sich weiter aus

Wohnungsneubau wird zum Standortfaktor

Wohnungsmarkt Hamburg 2010 - Schlaglichter
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Bevölkerungszuwachs (fast) nur durch 18-30jährige

Zuwanderung v.a. wegen Arbeits-/Ausbildungsplätzen

Seit ca. 3 Jahren etwas mehr Zuwanderung von 30-40-Jährigen

Familien wandern weiterhin stark ins Umland 

Zuwanderung aus Ausland weiterhin wichtiger Faktor

Kein "Back to the City", aber "Stay in the City"

Wohnen in der Stadt 
- Wer kommt? Wer geht?
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Bevölkerungsentwicklung 2000 bis 2009

Quelle: Statistikamt Nord
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Haushaltsstruktur 2009 im Vergleich
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Altersstruktur 2009

Quelle: Statistikamt Nord
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Altersstruktur 2009

Quelle: Statistikamt Nord
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Anteil Bedarfsgemeinschaften an Haushalten 2009

Quelle: Statistikamt Nord
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Anteil der Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern
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Hamburg: 
Baufertigstellungen 2000-2009 nach Segmenten 

Quelle: Statistikamt Nord
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Bezirk Hamburg-Nord: 
Baufertigstellungen 2000-2009 nach Segmenten

Quelle: Statistikamt Nord
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Wohnungsneubau je 1.000 Einwohner 2000 bis 2009 

Quelle: Statistikamt Nord
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Angebotsmieten 2010

Quelle: IDN; Zeitraum 01.04.2010-30.09.2010
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Durchschnittl. Nettokaltmiete
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über 11,00 €/m²

bezogen auf Wohnungen zwischen 60-80 m²
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Angebotspreise 2010

Quelle: IDN; Zeitraum 01.01.2010-30.09.2010
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HH-Nord: Strukturänderungen zu erwarten

Barmbek-Nord
Starke Impulse durch "Park Lane", "Quartier 21", gute Infrastruktur 

Groß Borstel
"Generationswechsel" steht an

Dulsberg
Nachfragedruck wird steigen (günstige Wohnungen)

Alsterdorf
Generationswechsel geht weiter, viele Familien kommen hinzu 

16.11.2010 - 16

Bevölkerungswachstum wird sich etwas abgeschwächt fortsetzen

Nachfragedruck in bestimmten Segmenten bleibt sehr hoch

Räumliche Differenzierung nimmt zu (Lage, Image)

Marktsituation beeinflusst Stadtteilentwicklung zunehmend

Wohnungsneubau zunehmend auch in Nebenlagen attraktiv 

Stadtteilentwicklungsmaßnahmen gewinnen an Bedeutung

Preise im Umland fallen weiter - Wettbewerb mit Stadt bleibt 

Ausblick
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Beratungsgesellschaft für Wohnen, 
Immobilien und Tourismus mbH

Gasstraße 10, 22761 Hamburg
Telefon 040/485 00 98-0
info@analyse-konzepte.de

www.analyse-konzepte.de
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Auftakt Fachgespräche Wohnungsbau 

16. November 2010

Wohnungsbau im Bezirk Hamburg-Nord

Hans-Peter Boltres, Leiter Stadt- und Landschaftsplanung Hamburg-Nord

Inhalte

2
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Schwerpunktthemen in HH-Nord

Flächenkonversion
Krankenhäuser: KN Ochsenzoll, AK Eilbek, AK Barmbek

Pflegeheime: Oberaltenallee, Borsteler Chaussee

ehem. Güterbahnhöfe: Barmbek, Lokstedt 

Ehemalige Industriestandorte: Saarlandstraße, Jarrestraße

Weiterbauen / Verdichten im Bestand
50er Jahre Siedlungen: Rübenkamp 1, Barmbek-Süd, Bebelallee
Block-Innenbereiche: Winterhude, Eppendorf …
Kliniken: UK HH-Eppendorf
Kirchen: Heiliggeist, St. Peter, St. Gabriel...

Erhalten / Bestand zukunftsfähig sichern
Historische Siedlungen: Fritz-Schumacher-Siedl., Frank‘sche Siedl.

Denkmalgerechte Umnutzung: KN Ochsenzoll, AK Barmbek, städtebaulicher 

Denkmalschutz Dulsberg, ca.130 bezirkliche Denkmalschutzensembles

Erneuern
Städtebauliche Sanierung nach BauGB; RISE Gebiete; Begleitung 
diverser Bestandsanpassungen gemäß heutiger Bedürfnisse und 
Erfordernisse (energetisch, technisch, Grundrissanpassungen)

3

Instrumente

Integrierte Stadtteilentwicklung
Städtebauliche Sanierung nach BauGB; Städteb. Denkmalschutz, 
Akt. Stadt- und Ortsteilzentren (Sanierung,  Umbau, Nachverdichtung 
Wohnungsmarktstabilisierung)

„Kerngeschäft“
Geltendes Planrecht und Befreiungen; 34BauGB, ggf. vorbereitende 
Wettbewerbe (Sicherung der Nachhaltigkeit und städtebaulicher Qualität)

Zielvereinbarungsprojekte
Strategische Projekte: Hebebrandquartier, Schienenhaltepunkte, 

1950er und 1960er Jahre Siedlungen, Nachverdichtungspotenziale 

einzelner Stadtteile, Flächentausch, Freiraumkonzept Barmbek-

Winterhude, energiewirtschaftliche Gutachten, Klima-Modellquartiere

Bebauungspläne 
Neues Baurecht für rund 5.000 WE in den nächsten 10 Jahren; 
ggf. vorbereitende Wettbewerbe

4
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Gesamtstädtische und Quartiers-spezifische Ziele

F-Plan 1997, 

Räumliches 

Leitbild

Räumliches Leitbild: Wachsen mit Weitsicht

Lapro / Apro,

Grünes Netz / 2. 

Grüner Ring

Wohnungsbau-

entwicklungsplan, 

Klimaschutz-

konzept

Quartiersentwicklungs-

konzepte, Sanierungsziele, 

Rahmenpläne, Richtlinien für 

Fachthemen

5
(Gesamtstädtische) Strategiekonzepte  Umsetzung liegt beim Bezirk / Bauherrn

Abhängigkeiten

Behörde für 

Stadtentwicklung 

und Umwelt

Bezirksver-

sammlung und 

Ausschüsse

Wohnungsmarkt-

akteure (Bauherren, 

Investoren, 

Projektentwickler, 

Architekten)

Gesamtstädtische und quartiersspezifische Ziele

Fachamt

Stadt- und 

Landschafts-

planung

Fachspezifisch 

weitere Behörden

Finanzbehörde

Betroffene Bürger, 

engagierte Bürger

Vermarktung städtischer Flächen: 
Angestrebte Balance zwischen Wirtschaftlichkeit, 

nachhaltiger Planung, Berücksichtigung von 

Zielgruppenbedarfen (z.B. Baugemeinschaften, 

preisgünstiger Wohnraum….) 6
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Abwägung

Gestaltung

Klimaschutz

Lärmschutz

Bodenschutz

Denkmalschutz

Stadtbild

Artenschutz

Gewässerschutz

Naturschutz Biotopschutz

Baumschutz

Gesundheitsschutz

Wirtschaftlichkeit

(Wohnungs-) 

Bauvorhaben

Gremien

Fachbehörden

Nachbarn

TÖB
Öffentlichkeit Architektur

Investoren

Übersicht Wohnbauflächen I

8
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Übersicht Wohnbauflächen II

9

Übersicht Wohnbauflächen III

10
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Quartier 21 (BN 33)

Funktionsplan Wettbewerbsgewinner Osterwold + Schmidt 

EXP!ANDER Architekten, Weimar mit plandrei

Landschaftsarchitekten  2007

Trojan, Trojan, Wendt – Darmstadt + Dietz Joppien -Frankfurt

Kleffel, Papay, Warncke - HamburgJuul, Frost - Kopenhagen

11

Parkquartier Friedrichsberg (BS12)

12

Fusi & Ammann Architekten

Dohse Stich Architekten

nps tchoban voss

LRW Architekten

Matthias Ocker

BN Architekten

APB Architekten+ GHP Landschaftsarchitekten



02.12.2010

7

Familienquartier Finkenau (UH 13 und UH 12)

Familienquartier Finkenau

Insgesamt ca. 550 WE 

Mediencampus

Unternehmenszentrale + 

Polizeikommissariat

Pflegezentrum

Wohnbebauung 1. BA

ca. 150 WE

13

B-Plan Ohlsdorf 26 „Am Weissenberg“

14

Meyer-Wolters & Yeger Architekten + MSB Landschaftsarchitekten
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Aktuelle Wettbewerbsergebnisse

15

Zielvereinbarungsprojekte

16

Nachverdichtung 1950er 

und 1960er Jahre 

Bestände

Nachverdichtung Schienenhaltepunkte

Hebebrandquartier
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Impressionen Wohnungsbau I

17

NeuStadtArchitekten

Thüs Farnschläder Architekten

diverse 
LRW Architekten 

Architekten Möller Seifert

APB Architekten 

Impressionen Wohnungsbau II

18

LRW ArchitektenHuke-Schubert Berge Architekten

Carsten Lorenzen APS
Prof. Bernhard Winking
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Impressionen Bestandsqualifizierung

19

KBNK Architektenblauraum european architecture

KBNK Architekten

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung

Bebauungsplanung

im Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt

Rund 23 Mitarbeiter

Landschaftsplanung
Integrierte 

Stadtteilentwicklung

20

Übergeordnete 

Planung

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung
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Ende

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit !

Fragen? Fragen!

21
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16.11.10 - 1

- Fachgespräche Wohnungsbau -

Auftaktveranstaltung 16.11.2010

Wo drückt der Schuh?
Ergebnisse der Vorab-Recherchen 

16.11.10 - 2

Themenbereiche

Politik und 
Verwaltung

Umwidmungen 
UmnutzungenPlanungsrecht

Energetik

Preiswerter 
Wohnraum

Widerstände 
gegen 

Bauvorhaben

Förderung

Beteiligung

Denkmalschutz

Lärmschutz
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16.11.10 - 3

Dauer von B-Plan-Verfahren

Bearbeitungs- und Genehmigungsgang laufender Vorhaben

Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, Verringerung 
von Auflagen (z.B. Schallschutz)

Behördenzuständigkeiten 

Entscheidungsprozesse in Politik und Verwaltung

Zielkonflikte zwischen den Fachämtern auch in der Politik

Prioritätendefinition der Belange der Fachämter 
(Grünflächenamt, Baurechtsamt, Stadtplanung)

Wiedereinrichtung der bezirklichen Liegenschaftsämter

Politik und Verwaltung 

16.11.10 - 4

Probleme bei der Umsetzung vorhandenen Planrechts

Ermessensspielräume, ob B-Plan oder § 34 BauG

Umgang mit Nachverdichtung

Identifikation von neuen Wohnbauflächen und zur 
Umnutzung geeigneter Flächen

Durchführung von (vorhabenbezogenen) B-Plänen im Bezirk

Baulandvergaben, Projektentwicklungen für Passivhäuser in 
2011

Bei Anfragen zur Nachverdichtung im Wohnungsbau: 
Stadtplanerische und planungsrechtliche Betreuung als 
Vorstufe zur Bauvoranfrage bei schwierigen Grundstücken 

Findung naturschutzrechtlicher Ausgleichsflächen

Planungsprozess
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16.11.10 - 5

Umwidmung von MK/GE-Flächen in Wohnbauflächen

Wohnen im Bereich von G/GE-Ausweisungen

Wandlung von Gewerbeflächen in Wohnungsbauflächen

Umstrukturierung von Büro- und Gewerbestandorten für 
neues Wohnen

Wohnen in der City-Nord

Folgenutzung für Krankenhaus Bethanien, Martiniquartier

Rückwidmung zweckentfremdeter Wohnungen

Umwidmungen und Umnutzungen

16.11.10 - 6

Nachverdichtung: frühzeitige Beteiligung und Einbindung der 
Bewohnerschaft

Angebotsplanung unter Einbeziehung aller relevanten 
Akteure

Widerstand aus der Nachbarschaft bei Bautätigkeit

Umgang mit Bürgerbegehren

Bürgerbegehren und die Entmachtung der Politik

Umgang mit Bürgerprotesten

Widerstände gegen Bauvorhaben
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16.11.10 - 7

Kommunikations- und informelle Beteiligungsformen bei der 
Suche nach Potenzialflächen für den Wohnungsbau

Nachverdichtung: frühzeitige Beteiligung und Einbindung der 
Bewohnerschaft 

Angebotsplanung für zukünftige Bauflächen unter 
Einbeziehung der Nachbarschaft und aller relevanten Akteure 

Beteiligung

16.11.10 - 8

Grenzen energetischen Bauens

Energetische Auflagen: nachhaltig und bezahlbar?

Umsetzung von Klimaschutzzielen, z.B. bei 
Gebäudestandards bzw. Versorgungsmodellen

Erhalt der Backsteinfassaden 

Energetik
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16.11.10 - 9

Auswirkungen neuer Lärmschutz-Regelungen auf 
Wohnbauvorhaben

Wohnen an emissionsbelasteten Standorten (Lärm)

Lärmschutz 

Denkmalschutz contra Wohnungsneubau/Modernisierung

Umgang mit denkmalgeschützten 20er Jahre Siedlungen 
unter Berücksichtigung der EnEV

Denkmalschutz 

16.11.10 - 10

Günstiger Wohnraum im Bezirk HH-Nord

Wohnungsbau soll preiswert und qualitätsvoll sein

Planungen im Sozialen Wohnungsbau 

Baugemeinschaften

Preiswerter Wohnraum 

Förderung 
Förderungsmöglichkeiten und Instrumente

Fördermöglichkeiten müssen ausreichen und angenommen 
werden

Fördermöglichkeiten für lokales Gewerbe im Bestand 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Beratungsgesellschaft für Wohnen, 
Immobilien und Tourismus mbH

Gasstraße 10, 22761 Hamburg
Telefon: 040 / 485 00 98-0
www.analyse-konzepte.de
info@analyse-konzepte.de

www.analyse-konzepte.de

16.11.10 - 12

Hemmnisse und Chancen

Politik und 
Verwaltung

Umwidmungen, 
Umnutzungen

Planungsrecht

Energetik

Preiswerter 
Wohnraum

Widerstände 
gegen 

Bauvorhaben

Förderungen

Beteiligung

Denkmal-
schutz

Lärm-
schutz


